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Unſere Geſetzgebung zum Schutze der Kunft- und 
hiſtoriſchen Denkmale. 
Von Anton Vukovic, k. k. Bezirkscommiſſär in Spalato. 


Auf dem Gebiete unſerer Verwaltung müſſen wir bedauern, ſehr 
wenig im Intereſſe der Erhaltung der Kunſt⸗ und hiſtoriſchen Denk⸗ 
male geſchaffen zu finden; unſere Geſetzgebung hat nichts ſo ſehr außer 
Acht gelaſſen, wie dieſen Gegenſtand. Unbeſtritten tragen daran viel 
Schuld die Zeiten und die Verhältniſſe, unter welchen wir uns in 
den letzten Jahren bewegt haben und welche unſere geſetzgeberiſchen 
Factoren mehr für das ökonomiſche und Staatsintereſſe als für Anderes 
in Anſpruch nahmen, aber immerhin iſt ſehr zu bedauern, daß bis 
dato nichts geſchehen iſt. 

Unſere inneren Zuſtände, glaube ich, erlauben uns doch gegen⸗ 
wärtig auf dem obcitirten Gebiete etwas zu thun und es wäre hiezu 
wahrhaft die höchſte Zeit, damit wir wenigſtens ergänzen, was im 
Intereſſe der Kunſt⸗ und hiſtoriſchen Denkmale mit der Schaffung des 
Statutes für die k. k Centralcommiſſion zur Erforſchung und Erhal⸗ 
tung der Kunſt⸗ und hiſtoriſchen Denkmale, publicirt mit Erlaß 
des Miniſteriums für Cultus und Anterricht ddo. 21. Juli 1873, 
R. G. Bl. Nr. 131, gemacht worden iſt. 


wichtigen geographiſchen Stellung bildete Dalmatien zur Römerzeit den 
Knotenpunkt zwiſchen Orient und Occident und das Kampffeld zwiſchen 
den damaligen die Oberherrſchaft anſtrebenden Völkern. Es blühten in 
Dalmatien die großen Städte Delminium, Salona, Narona und 
hundert andere, und das Land war von einem großen Straßennetze 
durchkreuzt. Von Allem dem blieb uns nichts als Trümmer und die 
Erinnerung übrig. An der Stelle, wo Salona, Narona, Delminium ꝛc. 
geblüht haben, weidet jetzt der Hirt ſeine Heerde und ſingt ſein 
melancholiſches ſüdſlaviſches Lied, als wenn er ewige Ruhe dieſen 
großen Städten und ihren Helden nachſingen wollte. 

Auch andere Provinzen außer Dalmatien bilden in Oeſterreich 
ein reiches Feld für die Erforſchung von Kunſt⸗ und hiſtoriſchen Denk⸗ 
malen und auch in dieſen dürfte der Mangel an geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen zum Schutze der Denkmale empfindlich ſein und es geſtaltet ſich 
alſo deſto dringender die Nothwendigkeit, dieſe Lücken auszufüllen. 

Es iſt von culturhiſtoriſchem Intereſſe und von Anſehen für uns, 
daß wir die Reſte und die Erinnerungen aus den vergangenen Zeiten 
erhalten und für ſie auch ſorgen. Es iſt eine Aufgabe, welche die 
Staatsverwaltung nicht aus dem Auge laſſen darf und welcher es ihre 
Sorge zuwenden muß 

Wie geſagt, iſt im Intereſſe der Erhaltung und der Erforſchung 
der Denkmale der erſte Schritt durch die Schaffung des Statutes ſür 
die k. k. Centralcommiſſion zur Erforſchung und Erhaltung der Kunſt⸗ 
und hiſtoriſchen Denkmale gemacht worden, aber durch dieſe Schaffung 
iſt noch kein Mittel den Verwaltungsbehörden gegeben worden, mit 
Nachdruck ihre Thätigkeit zum Schutze der Denkmale zu entfalten. 

Dieſe Anſicht, die ich aus der Praxis geſchöpft habe, bewog 
mich, dieſe Zeilen zu ſchreiben. 

Es findet ſich eine Reihe von Hofkanzlei⸗Decreten und ſpäter 
auch von Miniſterialdecreten, die den Gegenſtand der Erhaltung der 
Kunſt⸗ und hiſtoriſchen Denkmale berühren. Das Hofkanzlei⸗Decret vom 
15. Juni 1848, 3. 1970, beſtimmt, daß von Funden numismatiſcher 
und archäologiſcher Gegenſtände, welche für die Wiſſenſchaft und Kunſt 
von Wichtigkeit ſein können, von den politiſchen Behörden die Anzeige 
an die politiſche Landesſtelle zu erſtatten iſt, damit dieſe die Verſtändi⸗ 
gung der für ſolche Gegenſtände beſtehenden öffenklichen Anſtalten oder 
Vereine einleite und dieſe dadurch in den Stand geſetzt werden, mit 
den Eigenthümern in Verhandlung zu treten. 


Die meiſten andern von den genannten Decreten ſchärfen nur 
einfach den politiſchen Behörden ein, die Erhaltung der Denkmale und 


In dem Kronlande, aus welchem ich ſchreibe, macht ſich am der anderen Kunſtgegenſtände zu überwachen, keines dieſer Decrete gibt 


empfindlichſten der Mangel an präciſen Normen auf dem oberwähnten 
Gebiete fühlbar. Dalmatien bildet unter den öſterreichiſchen Provinzen 
gewiß am allermeiſten ein ergiebiges Feld für die Erforſchung von 


aber die Modalitäten und die Art der Ueberwachung an und ſchafft 
die Mittel an die Hand, die Ueberwachungsauſgabe der Behörden 
kräſtigſt ausführen zu können. Alle dieſe Decrete ſind von dem Ge⸗ 


Kunſt⸗ und hiſtoriſchen Denkmalen. Jeder Winkel dieſes intereſſanten danken inſpirirt, daß die Kunſt⸗ und hiſtoriſchen Denkmale unter der 


Kronlandes zeigt Ruinen von Städten und alten Bauten, Zeugen 
ſeiner vergangenen Größe, Wohlfahrt und Bedeutung. In Folge der 


Aufſicht des Staates ſtehen, und daß dem Staate das Recht zukommt, 
zu fordern, daß ſie erhalten werden. 


* 


= a 


Wie wenig aber mit den in dieſen Decreten enthaltenen Beſtim⸗ präciſe Vorſchriften erlaſſen worden wären, damit den politiſchen Be⸗ 
mungen die Erhaltung der Denkmale geſichert und wie wenig ein hörden ein ſicherer Anhaltspunkt gegeben werde, wie ſie vorzugehen 
reeller Schutz denſelben gewährleiſtet wird, iſt offenkundig und ein⸗ haben, wenn ihnen Anfragen von der Centralcommiſſion und ihren 
leuchtend und bedarf keiner weitern beweisführenden Auseinanderſetzung. Organen um Gewährung der nöthigen Unterſtützung für die getroffenen 

Bei dem Mangel von Principien in den vorerwähnten Beſtim⸗ Maßnahmen zukommen. 
mungen, welche die Intervention des Staates zum Schutze der antiken Die Conſequenzen fehlender und unklarer Normen zum Schutze 
Denkmale zulaſſen, und bei dem Mangel von präciſen Anordnungen, der Kunſt⸗ und hiſtoriſchen Denkmale zu ermeſſen, bin ich ſelbſt im 
welche die Procedur vorſchreiben, welche im Falle einer Entdeckung executiven Dienſte in der Lage geweſen. Bei der Bezirkshauptmannſchaft, 
von Schäden an Kunſt⸗ und hiſtoriſchen Gegenſtänden oder Sorglofig- bei welcher ich die Ehre habe zu dienen, und ſpeciell von hier, wo 
keit von Seite der Eigenthümer für dieſelben anzuwenden wäre, kann einmal der römiſche Kaiſer Diocletian feine Eremitage ſich gebaut hatte, 
natürlich die Thätigkeit der politiſchen Behörden hinſichtlich der Conſer- find nicht ſelten Anfuchen von dem Conſervator und von der Central: 
virung der Kunſt⸗ und hiſtoriſchen Denkmale nicht von erſprießlichen commiſſion für Kunſt⸗ und hiſtoriſche Denkmale um Verhinderung von 
Folgen begleitet ſein. Zerſtörungen und Beſchädigungen wichtiger antiker Objecte geſtellt wor⸗ 

Aber auch ſelbſt mit der Creirung des vorerwähnten Statutes den und gewöhnlich bei dem Vorhandenſein einer Gefahr im Verzuge 
ſür die k. k. Centralcommiſſion zur Erforſchung und Erhaltung der iſt auch von der Bezirkshauptmannſchaft das Amt gehandelt und auf 
Kunſt⸗ und hiſtoriſchen Denkmale und mit der gleichzeitigen Publicirung Grund der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 1854 die zeitweilige 
der Inſtruction für die Sectionen der k. k. Centralcommiſſion zur Er- Einſtellung der begangenen Mißbräuche angeordnet worden. Glücklicher 
forſchung und Erhaltung derſelben und für die Conſervatoren der k. k. Weiſe ſind aber immer im gütlichen Wege die Differenzen wegen der 
Centralcommiſſion, von denen die erſte mit dem Erlaſſe des k. k. Mi⸗ angezeigten Mißbräuche beigelegt worden, denn immer iſt bei den ein⸗ 
niſteriums für Cultus und Unterricht vom 4. December 1874, 3. 7933, zelnen Angezeigten ſpäter das Gefühl der Pflicht, dem Vaterlande feine 
und die zweite mit dem Erlaſſe desſelben Miniſteriums vom 14. Sep⸗ ſchätzbaren Monumente zu erhalten, rege geworden. 
tember 1875, Nr. 9613, genehmigt wurden, ſind für die den poli⸗ Aber ohne Vorhandenſein dieſer Gefühle und auf Grund der 
tiſchen Behörden obliegende Aufgabe der Gewährung des nöthigen | ſchon erwähnten alten und neuen Vorſchriften zum Schutze der Kunſt⸗ 
Schutzes zur Erforſchung und Erhaltung der Denkmale keine präciſen und hiſtoriſchen Denkmale wäre es nicht möglich geweſen, den angezeig⸗ 
auf ein gutes Reſultat hinführenden Normen zu Staude gebracht worden. ten Mißbräuchen zu ſteuern und überhaupt ſolche Handlungen, wie z. B. 

Nach meiner Anſicht kann die Einflußnahme der politiſchen Veränderungen an vorhandenen privaten Denkmalen, Gefährdungen an 
Behörden auf Erforſchung und Erhaltung der Kunſt⸗ und hiſtoriſchen denſelben, nicht planmäßige oder ſogar der Erforſchung von Denkmalen 
Denkmale nach wie vor und trotz der Exiſtenz des oberwähnten Sta⸗ | zweckwidrig angeftellte Ausgrabungen zu verhindern, ohne in Colliſion 
tutes mit den bezüglichen Inſtructionen keine wirkſame ſein. Für eine mit den Eigenthumsrechten zu kommen. Denn zu einem diesbezüglichen 
von gutem Erſolge begleitete Einflußnahme der politiſchen Behörden in Einſchreiten geben gewiß die jetzt geltenden Vorſchriften keine Be⸗ 
oberwähnter Hinſicht mangelt noch immer eine klare und präciſe Norm, rechtigung. 
die geeignet wäre, der Action, welche dieſe Behörden zu entfalten Hienach und zu dem Zwecke, daß die politiſchen Behörden die 
hätten, eine Wirkung zu geben. nöthige Thätigkeit und Einflußnahme auf die Erhaltung und Erfor⸗ 

Um für dieſe meine Behauptung den Beweis zu liefern, ſei mir ſchung der Kunſt⸗ und hiſtoriſchen Denkmale ausüben können, und daß 
erlaubt, die auf die Einflußnahme der adminiſtrativen Behörden auf ſie nicht zwiſchen dunklen Vorſchriften tappen müſſen, um den zur Erfor⸗ 
dem Gebiete der Erforſchung und Erhaltung der Denkmale bezug⸗ ſchung und Erhaltung der Denkmale beſtellten Organen ihre Unterſtützung 
habenden Paragraphe des Statutes und der Inſtruction für die Conſer⸗ gewähren zu können, empfiehlt ſich abſolut, daß im Wege der Geſetz⸗ 
vatoren zu citiren. gebung klare, präciſe und die diesbezügliche Competenz der politiſchen 


§ 15 des Statutes ſagt: „Die k. k. Behörden find berufen, die Behörden erſchöpfende Vorſchriften erlaſſen werden. 
Centralcommiſſion und deren Organe in ihrem Wirken zu unterſtützen, In vielen europäiſchen Staaten iſt ſchon die Nothwendigkeit der 


ſowohl über ſpecielles Anſinnen, als auch unaufgefordert, insbeſondere Creirung von Vorſchriſten zum Schutze der Denkmale anerkannt und 
durch geeignete Mittheilung, wenn ihnen in ihrem Wirkungskreiſe das im Wege der Geſetzgebung ſind auch geſetzliche Normen zu Stande 
Vorhandenſein eines Kunſt⸗ oder hiſtoriſchen Denkmales zur Kenntniß gebracht worden; dürfen wir in Oeſterreich zurückbleiben? 

kommt.“ Das Recht des Staates, für ſeine Denkmale Sorge zu tragen, iſt 

8 7 der Inſtruction für die Conſervatoren lautet: „Der Con⸗ unbeſtritten. Von der Zeit der Römer bis zu der unſerigen hat immer 
ſervator hat, wenn er es für nothwendig hält, um ſeinen Maßnahmen in allen, ſelbſt in halbciviliſirten Staaten das allgemeine Bewußtſein 
Nachdruck zu verſchaffen, die Unterſtützung der k. k. Behörden anzu⸗ gegolten, daß es Recht und Pflicht des Staates iſt, die Denkmale 
ſprechen. Wird ihm dieſe verweigert, jo iſt davon der Centralcommiſſion ſeiner Vorfahren nöthigenfalls nicht nur mit Zwang erhalten und ihre 
Anzeige zu machen. — In wichtigen und dringenden Fällen, wo eine Erforſchung fördern zu laſſen, ſondern daß es ſogar Recht des Staates 
plötzliche oder nahe bevorſtehende Gefahr ein hervorragendes Denkmal iſt, die Rechte der Private über Kunſt⸗ und hiſtoriſche Denkmale auch 
bedroht und die angeſprochene k. k. Behörde nicht in der Lage iſt, aus⸗ einſchränken zu können und nöthigenfalls dieſelben im Expropriations⸗ 
reichenden Schutz zu gewähren, ſteht es dem Conſervator frei, in moti⸗ wege zur Abtretung von Denkmalen zu zwingen. 
virter Eingabe die Vermittlung des betreffenden Statthalters oder Das nationale Anſehen und das wiſſenſchaftliche Intereſſe gibt 
Regierungspräſidenten direct anzugehen. Doch iſt hievon zugleich der dazu gewiß eine Berechtigung. 

Centralcommiſſion Bericht zu erſtatten.“ 

Wie iſt aber die in den obcitirten Paragraphen erwähnte Unter⸗ 
ſtützung zu gewähren, da weder in dem Statute, noch in den Inſtruc⸗ 
tionen und in den diesbezüglichen oberwähnten Decreten geſagt noch 
erwähnt iſt, auf welche Art die Behörden bei etwaigen Anfragen 
der Centralcommiſſion und ihrer Organe (Conſervatoren) um Gewäh⸗ 
rung der Unterſtützung im Falle von Mißbräuchen und Beſchädigungen 5 5 — a 1 
von Kunſt⸗ und hiſtoriſchen Denkmalen vorzugehen haben? was fie, im Errichtung eines Gemeindebrunnens. Erforderlichkeit des Vor⸗ 
Falle große Funde gemacht werden, anzuordnen haben? Wie haben ſie zehens nach “ben wmaßessseſetze. 
vorzugehen, wenn ſie z. B. die als nothwendig anerkannte und von Die Gemeinde P. ſchritt bei der Bezirkshauptmannſchaft T. um 
der Centralcommiſſion geforderte Reſtaurirung von Denkmalen anzu⸗ die Bewilligung der zwangsweiſen Enteignung eines Gartengrundes der 
ſtreben und nöthigen Falles aufzutragen haben? Endlich wie ſind die Lucia M. aus P. behufs Herſtellung eines Gemeindebrunnens ein, da 
Uebertretungen gegen die zum Schutze der Denkmale exiſtirenden Vor⸗ die Eigenthümerin ſich zur freiwilligen Abtretung dieſes Grundes gegen 


Mittheilungen aus der Praxis. 


ſchriften zu beſtrafen? Entſchädigung nicht herbeilaſſe, obwohl nur darauf der projectirte Brunnen 
Und doch, bei der Geltung des Princips, daß dem Staate die hergeſtellt werden könne. 
Aufſicht und der Schutz über die Kunſt⸗ und hiſtoriſchen Denkmale Die Bezirkshauptmannſchaft veranlaßte die Vernehmung der Lucia 


obliegt, wäre es ſehr nothwendig geweſen, daß hierüber beſtimmte und M. über die Angelegenheit und erklärte fich letztere zur Abtretung des 


Grundes gegen Bezahlung von 6 fl. per Klafter bereit. Die Gemeinde 
P. lehnte aber ab. 

Die Bezirkshauptmannſchaft nahm nun am 11. Auguſt 1877 
einen Localaugenſchein unter Beiziehung der Gemeindevertretung von 
P. und von 2 beeideten Sachverſtändigen vor; die hievon früher 
rechtzeitig verſtändigte Lucia M. erklärte, daß ſie zur Commiſſion wegen 
Unwohlſein nicht komme und die Vertagung bis September wünſche. 
Deſſenungeachtet ſand die Commiſſion am 11. Auguſt ſtatt. Die Sach⸗ 
verſtändigen erklärten auf die an ſie geſtellten Fragen erſtens, die 
Herſtellung eines Brunnens an der projectirten Stelle ſei aus öffentlichen 
und Privatrückſichten abſolut nothwendig, nämlich aus Rückſichten der 
Feuerpolizei und zum Privatgebrauche der um dieſen Platz wohnenden 
Familien mit ca. 250 Köpfen, für welche der nächſte öffentliche Brunnen 
entfernt liege, zur Tränke des Viehes und zum Hausgebrauche; zweitens, 
der Brunnen, wie er laut Planes beantragt ſei, entſpreche den Bedürf⸗ 
niſſen des Publikums und ſei der projectirte Umfang desſelben noth⸗ 
wendig; drittens, der Brunnen benöthige eine Fläche von 53 Quadrat⸗ 
meter, 53 Centimeter, jeder Quadratmeter werde auf 70 kr. bewerthet, 
daher zuſammen auf 37 fl. 47 kr. Die Herſtellung einer Einfaſſungs⸗ 
mauer ꝛc. ſei nothwendig. 

Die Bezirkshauptmannſchaft theilte das Protokoll der Lucia M. 
mit, welche gegen die Ausdehnung der Brunnenfläche keine Einwendung 
erhob. Als Entſchädigung verlangte ſie wieder 6 fl. per Quadrat⸗ 
klafter und bot die Abtretung des ganzen Grundes ihres Gartens an 
die Gemeinde P. um 20 Napoleonsd'ors an. 

Die Gemeinde lehnte ab und der Bezirkshauptmann legte den 
Act der Statthalterei vor, welche mit Erlaß vom 2. October 1877 
entſchied: „Nachdem die Herſtellung eines neuen Brunnens in der Straße 
„Bovini“ aus Rückſichten des öffentlichen Nutzens erwieſen iſt; nachdem 
der Localbefund conſtatirt, daß die einzige hiefür geeignete Localität 
der Garten der Lucia M. iſt; nachdem Letztere die wiederholten Ver⸗ 
gleichsanbote der Gemeinde P. ablehnte; nachdem die hiezu erforder⸗ 
liche Fläche 53 Meter, 53 Centimeter beträgt, wird im Hinblicke auf 
§ 365 a. b. G. B. die geſetzliche Expropriation der bezeichneten Fläche 
zu Zwecken eines öffentlichen Brunnens in P. bewilligt.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte Lucia M.: Der $ 365 
a. b. G. B. geſtatte die Expropriation nur in Fällen öffentlichen Nutzens; 
hier aber handle es ſich nur darum, den Bewohnern von P. eine 
größere Bequemlichkeit zu verſchaffen; der Brunnen ſei nicht abſolut 
nothwendig. Jedenfalls könne die Expropriation nur gegen Beobachtung 
der diesfälligen Geſetze ſtattfinden; die Vorſchriften der Miniſterial⸗ 
Verordnungen vom 8. December 1855 und 27. April 1859 hinſicht⸗ 
lich der Entſchädigung ſeien nicht beobachtet worden, da ihr nicht jener 
Vergütungsbetrag zuerkannt ſei, den fie nach ihrem Particular⸗Intereſſe 
beanſpruchen könne, da der noch verbleibende Gartenreſt und ihr Haus 
durch dieſe Abtrennung Schaden leide. 

Die in Folge dieſes Recurſes einvernommene Gemeinde P. 
berichtete, daß die Errichtung eines kunſtgerecht aus Stein gearbeiteten 
wirklichen Brunnens beabſichtigt werde, mit einer ſteinernen Säule zum 
Ausfluße des Waſſers, in welche das Waſſer mittelſt ſteinerner, unter 
der Erde befindlicher Röhren eingeleitet würde; das Waſſer des Brunnens 
ſolle mittelſt eines ausgemauerten, unter der Erde angelegten und mit 
Steinplatten bedeckten Eaͤnales (tombotto) abgeleitet werden und werde 
der ganze Bau kunſtgerecht ausgeführt werden. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 6. Mai 1878, 
3. 5342, im Einvernehmen mit dem k. k. Ackerbauminiſterium ent⸗ 
ſchieden, „daß das Anſuchen der Gemeinde P. um die zwangsweiſe Ent⸗ 
eignung eines Gartengrundes der Lucia M. zum Behufe der Herſtellung 
eines Gemeindebrunnens mit der zur Speiſung desſelben erforderlichen 
Waſſerleitung auf Grund des § 38 und nach Maßgabe des § 27 Ab⸗ 
ſatz b des Geſetzes vom 28. Auguſt 1870 über Benützung, Leitung 
und Abwehr der Gewäſſer (Landesgeſetz für Tirol) zu behandeln iſt, 
weil es ſich um die Waſſerverſorgung der Gemeinde, beziehungsweiſe 
eines Theiles der Gemeinde P. handelt, welcher durch ſeine Lage ver⸗ 
hindert iſt, an den beſtehenden Waſſerbezugsanſtalten theilzunehmen und 
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die Enteignung ihres Grundes zum beſagten Zwecke bewilligt wurde, 
ſtützt, nicht nach den Beſtimmungen des oben angeführten Geſetzes ge⸗ 
führt worden iſt und das im § 76 dieſes Geſetzes vorgezeichnete Er⸗ 
kenntniß der politiſchen Bezirksbehörde nicht ſtattgefunden hat, ſo wird 
die angefochtene Entſcheidung behoben und die Reaſſumirung der Ver⸗ 
handlung auf Grund der bezogenen und der weiteren einſchlägigen Be⸗ 
ſtimmungen des Waſſerrechtsgeſetzes angeordnet.“ M. 


Frage der Aufbürdung der Vertretungskoſten bei adminiſtrativen 
Streitverhandlungen. 


Ueber Anzeige der Verwaltung der K.. . ‚chen Forſte am 
U . . berge gegen die Bauerngutsbeſitzer Johann K. und Georg V. 
in O. wegen unberechtigten Eintriebes von 3, beziehungsweiſe 4 Stück 
Jungvieh zur Weide in die zu den K. . . ‚chen Forſten gehörige 
„Weinſteigwaldung“ wurden die Genannten von der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft S. mit dem Straferkenntniſſe vom 24. Auguſt 1877 der Ueber⸗ 
tretung des § 60, Z. 8, des Forſtgeſetzes ſchuldig erkannt und nach 
§ 62 des letztern Geſetzes zu einer Geldſtrafe von je 5 fl. ö. W. 
und zum Erſatze des nach dem für die K. .. chen Waldungen 
feſtgeſetzten Waldſchadenerſatztarife berechneten Schadens von 52 fl. 80 kr., 
beziehungsweiſe 39 fl. 60 kr. verurtheilt. Die von Johann K. und 


Georg V. gegen dieſes Erkenntniß überreichten Recurſe wurden von 


der Bezirkshauptmannſchaft S. zunächſt der K.. . chen Forſtver⸗ 
waltung zur Aeußerung darüber übermittelt. 


Die genannte Forſtverwaltung erſtattete durch ihren Vertreter, 
den Advocaten Dr. W., ihre Gegenäußerung, welche hierauf mit den 
beiden Recurſen an die Landesregierung vorgelegt wurde. 


Die k, k. Landesregierung fand mit Entſcheidung vom 26. October 
1877 das Straferkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft S. im Punkte 
der Schuld und Strafe zu beſtätigen, jedoch den von der R.. . chen 
Forſtverwaltung bei Erſtattung der oberwähnten Gegenäußerung geſtellten 
Anſpruch auf Erſatz der Advocatenkoſten für die Abgabe derſelben 
zurückzuweiſen, „da die Mittheilung der Recurſe des Johann K. und Georg 
V. an die Forſtverwaltung und die Geſtattung einer Gegenäußerung zu 
denſelben nur die allſeitige Klarſtellung der Sachlage bezweckt und dem 
eigenen Intereſſe der Forſtverwaltung entſprochen habe; es ſei daher voll⸗ 
kommen freigeſtanden, die abgegebene Aeußerung kürzer zu faſſen oder auch 
ganz abzulehnen, zur Abfaſſung ſich eines Rechtsfreundes zu bedienen 
oder nicht; wenn ſie es in ihrem Intereſſe gefunden habe, das Erſtere 
zu thun und ihr dabei Koſten erwachſen ſeien, ſo könne hieraus kein 
Erſatzanſpruch gegen die Recurrenten hergeleitet werden“. 


Gegen dieſe Entſcheidung der Landesregierung wurde nun ſowohl 


von den beiden Bauerngutsbeſitzern als auch von der K.. . chen 
Forſtverwaltung der Miniſterialrecurs eingebracht. 
Die K. . . ſche Forſtververwaltung erachtete ſich in ihrem 


Recurſe lediglich durch die Zurückweiſung ihres Begehrens um Erſatz 
der durch Erſtattung der Gegenäußerungen ihr erwachſenen Advocaten— 
koſten beſchwert und führte unter Hinweis auf die principielle Bedeutung 
der Entſcheidung der Landesregierung bezüglich diefes Punktes aus, 
daß ſie es für nothwendig gehalten habe, zu der von den Behörden 
gewünſchten „Klarſtellung der Sachlage“ keine oberflächliche, ſondern 
eine eingehende, vom juridiſchen Standpunkte aus beleuchtete Aeußerung 
abzugeben, was zu ihrer Vertheidigung gegen den in ihre Rechte 
geübten Eingriff nothwendig geweſen und ſomit auch ihr nicht freige⸗ 
fanden wäre, dieſe Aeußerungen zu unterlaſſen; es ſeien dieſe Koſten, 
welche von der Forſtverwaltung ohnedies zum erſten Male in Anſpruch 
genommen würden, ebenſo wie alle andern Klagekoſten nach den ſtraf⸗ 
proceſſualiſchen Beſtimmungen von den Schuldtragenden zu erſetzen. 


Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 10. März 1878, 
3. 1257 in nachſtehender Weiſe entſchieden: Das Miniſterium des 
Innern findet die Recurſe der Bauerngutsbeſitzer Johann K. und 
Georg V. im Einvernehmen mit dem k. k. Ackerbauminiſterium 


weil das für dieſen Theil der Gemeinde P. in Ausficht genommene als unſtatthaft zurückzuweiſen, dem von der RK. ſchen Forſt⸗ 


Waſſer nicht anders als über den Grund der Lucia M. geleitet und 
nicht anders als auf dieſem Grunde zur Benützung gebracht werden 
kann. Nachdem aber die Verhandlung, auf welche ſich die von Lucia M. 
angefochtene Entſcheidung vom 2. October 1877, Z. 5132, mit welcher 


verwaltung wegen Verweigerung der Zuerkennung des Erſatzes der 
ihr anläßlich dieſer Strafverhandlung erwachſenen Advocatenkoſten gegen 
die citirte Entſcheidung der k. k. Landesregierung ergriffenen Recurſe 
aber „aus den Gründen dieſer letzteren und mit Beachtung des Grund⸗ 
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ſatzes, daß bei adminiſtrativen Streitverhandlungen die aus denfelben | Auf Grund der aus Anlaß dieſes Antrages gepflogenen Verhandlungen machte 
herrührenden Vertretungskoſten, inſoweit eine Ausnahme nicht geſetzlich das k. Oberamt T. durch Verfügung vom 5. Auguſt 1874 dem A. Sch. die 
begründet iſt, der ſachfülligen Partei nicht aufgebürdet werden können“, Auflage, aus ſeinem gegenwärtigen Gewerbeſchilde das Wort „Apotheker“ zu 
keine Folge zu geben. 8. entfernen. Die hiegegen erhobenen Beſchwerden wurden in allen Inſtanzen, der 
k. Kreisregierung, des k. Miniſteriums des Innern und des k. Geheimenraths 
| abgeiviefen. Der hierüber von dem k. Geheimenrath am 12. Juli 1875 gefaßte 

Eine zwangsweiſe Eintreibung von Abgaben an ausländiſche Be⸗ Beſchluß lautet: 
hörden iſt gegen in Oeſterreich wohnende Perſonen unzuläſſig. Die Bezeichnung „Apotheker“ werde zwar in den Reichsgeſetzen und in 


2 . y h Be 5 den darauf gegründeten Vollzugsverordnungen der Reichsorgane, desgleichen in 
6. N nn a = Aung urs En 1 ce | den daran ſich anſchließenden landesgeſetzlichen Vorſchriften nicht ausſchließlich auf 
kumnier des königl. württembergiſ chen Kreisgerichtshofes in Heilbronn die Beſitzer oder Verwalter der eoneeſſionirten Apotheken, ſondern auch auf die 
von 6. October 1872 und des Erlaſſes des königl. württembergiſchen . der Apolhekerkunſt geprüften und für den Betrieb des Apothekergewerbes als 
Juſtizminiſteriums vom 21. Juli 1877, womit die Rechtskraft, Compe⸗ . ene wi en = in W Phar⸗ 

A 0 0 8 12 die Vollſtreck⸗ i i g teinen a Rech nicht zu beſtreiten, ſich im öffentlichen und 
2 Ade e e e 9 0 190 19 0 a 85 | n wie auch auf ihren Gewerbeſchildern, gleichviel welches Gewerbe 
decretes vom 15. Februar 1805, Nr. 711 J. G. S., zur Deckung fie betreiben, als Apotheker zu bezeichnen. Allein dieſes Recht finde, ſoweit es ſich 


der Sportel⸗Forderung des königl. württembergiſchen Cameralamtes n 3 ne ‚ar Begrenzung — > Vefugniß a 
Heilbronn im Betrage von 514 R. M. 29 Pf. mit 6% Zinsen vom i . ig albehörden, dafür zu ſorgen, daß die Betriebslocale der 
conceſſionirten Apotheken, auf welche das Publieum nach der beſtehenden Geſetz⸗ 

gebung mit ſeinem Bedarf an Arzneimitteln angewieſen ſei, auf eine für Jeder⸗ 
mann verſtändliche Weiſe äußerlich erkennbar erhalten werden und dieſe Befugniß 
und Verpflichtung der Medicinalpolizeibehörden ſei durch die Reichsgeſetzgebung, 
insbeſondere durch die Reichsgewerbeordnung in keiner Weiſe beſeitigt und be⸗ 
Dem Nullitätsrecurſe des N. hat das k. k. Oberlandesgericht in ſchränkt worden, vielmehr ſei im S 6 und $ 29 Abſ. 3 des letzteren Geſetzes die 

Wien mit Erledigung vom 4. December 1877, Z. 20160, Folge fortdauernde Geltung der Beſtimmungen über die Errichtung und Verlegung von 
zu geben und, wenn auch keine offenbare Nullität vorliegt, in Apotheken ausdrücklich vorbehalteu. Hiernach ſei es auch eine Obliegenheit der 
Abänderung der beſchwerſamen Verfügungen das Executionsbegehren Medieinalpolizeibehörden, dagegen einzuſchreiten, daß die Inhaber von Gewerbs⸗ 
abzuweiſen befunden, weil nach der im Einvernehmen mit den Miniſterien localen, welche keine eoneeſſionirten Apotheken find, ſich ſolcher Gewerbeſchilde 


2. October 1877 den mit 10 fl. 70 kr. adjuſtirten und noch weiter 
laufenden Epecutionskoſten die executive Pfändung des Mobilarvermögens 
des N. in Salzburg bewilligt und die Vornahme dem Amtsdiener 
gegen Relation binnen acht Tagen aufgetragen. 


des Aeußern, des Innern und der Juſtiz erlaſſenen Verordnung des bedienen, welche geeignet ſind, das Publicum oder mindeſtens die minder kundigen 
Finanzminiſteriums vom 24. Juni 1860, 3. 159, dem Anſuchen aus⸗ Claſſen desſelben in den Irrthum zu verſetzen, als ob fich daſelbſt eine coneeſſtonirte 
ländiſcher Behörden um „zwangsweiſe“ Einbringung dortiger Abgaben, Apotheke beſinde. Von ſolcher Beſchaffenheit ſei nun der Gewerbeſchild des Beſchwerde⸗ 
mithin auch der beizutreibenden Sporteln von in Oeſterreich ſich auf- führers A. Sch. in feiner gegenwärtigen Wortfaſſung. Denn derſelbe laute ſchlechthin 
haltenden Perſonen Seitens der hierländigen Behörden keine Folge „Apotheker A. Sch.“ Dieſe ganze unbeſtimmte und zweideutige Fafſung ſei für 
gegeben werden könne, da auch die öſterr. Behörden nicht berechtigt das Publicum umſomehr irreführend, als früher in dem gleichen Local ſich lange 
ſind, zur „zwangsweiſen“ Einbringung hierſeitiger Abgaben von im Zeit hindurch eine conceſſionirte, von dem Beſchwerdeführer als damaligem Ver⸗ 
Auslande befindlichen Parteien Organe fremder Regierungen in Anſpruch walter geleitete Apotheke befunden habe. Auch dem Beſchwerdeführer ſelbſt habe 
zu nehmen. Iſchon bisher nicht entgehen können, daß die Faſſung ſeines Gewerbeſchildes 
Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 5. Fe⸗ geeignet ſei, das Publicum 5 5 zu führen, und es ſei der Gebrauch desſelben 
bruar 1878, 3. 1000, dem Reviſionsrecurſe des königl. württembergiſchen um ſo auffallender, als ſeine im Handelsregiſter am 16. März 1866 eingetragene 
Cameralamtes Heilbronn keine Folge zu geben und die angefochtene und bis jetzt daſelbſt unverändert belaſſene Firma ganz anders, als ſein jetziger 
oberlaudesgerichtliche Erledigung unter Bezugnahme auf deren geſetzliche Gewerbeſchild, nämlich dahin laute: A. Sch., Fabrication chemiſch⸗techniſcher 
Begründung zu beſtätigen befunden. Ger.⸗H. Präparate. Es ſei daher der Beſchwerdeführer, inſofern ihm durch die Verfügung 
des k. Oberamts T. vom 5. Auguſt 1874 die Auflage gemacht worden, aus 
ſeinem gegenwärtigen Gewerbeſchild die Bezeichnung „Apotheker“ zu entfernen, 
in keinem ihm zustehenden öffentlichen Rechte verletzt und es müſſe der Recurs 
Noti 3. desſelben gegen die Entſcheidung des k. Miniſteriums des Innern vom 23. No⸗ 
j vember 1874, wodurch feine Beſchwerde in dieſer Sache abgewieſen worden, auch 
(Unzuläſſigkeit des Gebrauches des Wortes „Apotheker“ diesſeits als unbegründet verworfen werden. 
auf dem Gewerbeſchilde eines Fabricanten chemiſcher Präparate.) 
Als Pendant zu der in Nr. 41 auf S. 164 des Jahrganges 1875 dieſer Zeit⸗ er rs 
rift mitgetheilten Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern theilen wir 5 
15 er ng der württembergiſchen Behörden aus Kübel und Sarwey „Würt⸗ Perſonalien. 
tembergiſches Archiv“ ſolgenden Fall mit: Seine Majeſtät haben dem k. u. k. außerordentlichen Geſandten und bevoll⸗ 
Der Fabricant chemiſcher Präparate in L., A. Sch. welcher auf Grund mächtigten Miniſter im zeitlichen Ruheſtande Guido Grafen v. Thun⸗Hohen⸗ 
der von ihm erſtandenen Prüfung zur Beſorgung einer Apotheke mit der Befug⸗ | Hein die Würde eines geheimen Rathes tagfrei verliehen. 6 
niß, Lehrlinge anzunehmen, ermächtigt war und in demſelben Hauſe, in welchem Seine Majeſtät haben dem Centralinſpector der Kaiſer Ferdinands⸗Nord⸗ 


i 3 \ 5 5 2 sa. ir \ bahn Ludwig Becker taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe, dann 
er die Fabrication chemiſcher Präparate betreibt, früher eine Apotheke verwaltet dem Werkſtätteningenieur dieſer Bahn Johann Sb c das goldene Wein 
hatte, die an den W. L. verkauft worden war und ſeit dem Verkauf in einem kreuz mit der Krone, ferner dem Ingenieur der Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft 


andern Locale betrieben wird, hatte an ſeinem Hauſe einen Schild mit der Auf- Alois Holitſch und dem Ingenier⸗Adjuncten der Czernowitz⸗Jaſſybahn Eugen 
ſchrift „Apotheker A. Sch.“ in gothiſcher Schrift und vergoldeten Buchſtaben ange- Stach x e en — 
bracht. Nachdem er im Jahre 1873/74 wegen unbefugter Arzneimittelabgabe in er Par el⸗meanſter het den Verwalter der Telegraphen⸗Hauptſtation in 
N des ehe 3 des deutſchen Strafgeſetzbuches zu einer Geldſtrafe Bozen Konrad Jonas zum Telegraphen⸗Oberamte⸗Verwalter ernannt. 

von 20 Thalern verurtheilt worden war, beantragte der Beſitzer der berechtigten 
Apotheke eine amtliche Bekanntmachung dahin, daß jener nicht berechtigt ſei, das 
Gewerbe eines Apothekers zu betreiben. In Folge des erwähnten Schildes, wurde Erledigungen. 

zur Begründung dieſes Antrages geſagt, beſtehe allgemein der Glaube, daß in L. Controlorsſtelle bei dem k. k. Punzirungsamte in Prag in der neunten 
zwei Apotheken, eine obere (des L.) und eine untere (des Sch.) beſtehen, welche Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 129). 

Annahme um ſo näher liege, als die Gewerbsniederlage des letzteren ſich in dem⸗ 14 Poſtaſſiſtentenſtellen mit je 600 fl. Gehalt im Bereiche der k. k. Poſt⸗ 
ſelben Hauſe befinde, wo die berechtigte Apotheke früher betrieben worden ſei. direction für Wien gegen Caution, bis 10. Juli. (Amtsbl. Nr. 131). 
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